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Zum übersandten Entwurf einer Luftfahrtgesetz-Novelle 1984 

wird wie folgt Stellung genommen: 

Zu Art. I: 

Zu Z. 6 (§ 9 Abs. 2): 

Die vorgesehene Ergänzung des § 9 Abs. 2 wird begrüßt. Im 

Interesse der leichteren Vollziehbarkeit der Bestimmungen 

über die Bewilligung von Außenlandungen und Außenabflügen 

sollten auch die öffentlichen Interessen, die bei der Ent­

scheidung über die Erteilung einer solchen Bewilligung zu 

berücksichtigen sind, zumindest durch eine demonstrative 

Aufzählung näher bestimmt werden. In erster Linie geht es 

hier um die Interessen der Sicherheit der Luftfahrt sowie 

des Natur- und des ·Umweltschutzes. 

Ein besonderes Problem stellen die Außenlandungen und Außen­

abflüge für schitouristische Zwecke dar. Bei solchen Vorhaben 

wird derzeit eingehend geprüft, inwieweit der Erteilung der 

Bewilligung hiefür öffentliche Interessen, insbesondere vom 
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Standpunkt der Verkehrs- und Betriebssicherheit sowie des 

Natur- und des Umweltschutzes, des Fremdenverkehrs und der Jagd 

im Hinblick auf unzumutbare Lärmbe1ästigung~ entgegenstehen. 

Im Sinne des Tiro1er Erholungsraumkonzeptes, nach dem der 

Hubschraubertourismus noch weiter eingeschränkt"werden sollte, 

wäre eine Verschärfung der Vorschriften für Schitouristik­

flüge durch Vorschreibung einer Bedarfsprüfung anzustreben. 

Zu Z. 7 (§ 10 Abs. 1 1it. c): 

Es w~rd vorgeschlagen, auch Außenlandungen und Außenabflüge 

im Zuge von Übungen für Rettungs- und Katastropheneinsätze 

von der Bewilligungspflicht auszunehmen. Solch~ Vorhaben 

werden von den Einsatzorganisationen immer äußerst sorg­

fältig vorbereitet. Die Durchführung eines luftfahrtbehörd­

lichen Bewilligungsverfahrens, das für den Antragsteller 

mit administrativen und finanziellen Belastungen verbunden 

ist, scheint daher entbehrlich. 

Zu Z. 27 (§ 95 Abs. 2): 

. 
Nach der vorgesehenen Ergänzung des § 95 Abs. 2 sollen die 

Landeshauptmänn~r verpflichtet werden, bei der Erfassung von 

Luftfahrthindernissen mitzuwirken. Nach den Erläuterungen 

soll sich diese Mitwirkung sowohl auf die bestehenden als 

auch auf künftig entstehende Luftfahrthindernisse erstrecken. 

Gegen diese Bestimmung bestehen aus der Sicht des Landes in 

mehrfacher Hinsicht Bedenken. Zum einen sind Art und Umfang 

der Mitwirkungspflicht nicht näher festgelegt. Es muß daher 

davon ausgegangen werden, daß den Landeshauptmännern die ge­

samte Erfassung von Luftfahrthindernissen aufgebürdet werden 

könnte. Dies würde zu einer erheblichen Mehrbelastung der 

Länder wegen des daraus sich ergebenden Mehraufwandes bezüg­

lich des Personal- und des Amtssachaufwandes führen. 
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Zu Z. 38 (§ 115): 

Gegen die vorgesehene Ermächtigung des Landeshauptmannes 

zur Wahrnehmung von Aufgaben bezüglich der Luftbeförßerungs­

unternehmen bestehen im wesentlichen die selben Bedenken 

wie gegen die Z. 27. Auch hier wird die Möglichkeit geschaf­

fen, in einem nicht näher bestimmten Ausmaß Aufgaben auf den 

Landeshauptmann zu überwälzen, die jedenfalls eine Mehrbe­

lastung der Länder bezüglich des Personal- und des Amtssach­

aufwandes zur Folge haben werden. In diesem Zusammenhang 

ist auch darauf hinzuweisen, daß dem Amt der Tiroler Landes­

regierung derzeit keine geeigneten Sachverständigen zur Be­

sorgung der hier in Rede stehenden Aufgaben zur Verfügung 

stehen. 

Zu Z. 56 (§ 146 Abs. 1): 

Auf Grund der bisherigen Erfahrungen scheint es zur besseren 

Durchsetzbarkeit von Bewilligungsbescheiden nach dem Luft­

fahrtgesetz unbedingt erforderlich, auch Zuwiderhandlungen 

gegen die in solchen Bescheiden festgelegten Bedingungen 

und Auflagen als Verwaltungsübertretungen zu ahnden. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem 

dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

D r ,. G s t r ein 

Landesamtsdirektor 
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Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert an die Verbindungsstelleder"Bu~desländer 
beim Amt"der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an eas Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausfertigungen 
-' an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

F.d.R.d.A.: 
PJ.I:1 n'­

/ tJZtf-U"t I 

Für eie Landesregierung: 

Dr. G s t r e ~ n 

Landesamtsdirektor 
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